
Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter 
Erlass der Maßnahmen, die erforderlich sind, um der Entschei­
dung 2009/610/EG der Kommission vom 2. Juli 2008 über die 
von Griechenland gewährten Beihilfen C 16/04 (ex NN 29/04, 
CP 71/02 und CP 133/05) für Hellenic Shipyards SA (bekannt 
gegeben unter der Nr. K(2008) 3118) (ABl. 2009, L 225, 
S. 104) nachzukommen 

Tenor 

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus den Art. 2, 3, 5, 6, 8, 9 und 11 bis 19 der Entscheidung 
2009/610/EG der Kommission vom 2. Juli 2008 über die von 
Griechenland gewährten Beihilfen C 16/04 (ex NN 29/04, 
CP 71/02 und CP 133/05) für Hellenic Shipyards SA verstoßen, 
dass sie nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist alle Maßnah­
men erlassen hat, die erforderlich sind, um dieser Entscheidung 
nachzukommen, oder dass sie der Kommission die in Art. 19 
dieser Entscheidung aufgeführten Informationen nicht innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist mitgeteilt hat. 

2. Die Hellenische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 328 vom 4.12.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 28. Juni 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di 
Palermo — Italien) — Strafverfahren gegen Fabio Caronna 

(Rechtssache C-7/11) ( 1 ) 

(Humanarzneimittel — Richtlinie 2001/83/EG — Art. 77 — 
Arzneimittelgroßhandel — Obligatorische Sondergenehmi­

gung für Apotheker — Voraussetzungen für die Erteilung) 

(2012/C 258/07) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Italien 

Beteiligter des Ausgangsverfahrens 

Fabio Caronna 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunale di Palermo — Aus­
legung des 36. Erwägungsgrundes und der Art. 76 bis 84 der 
Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. November 2001 zur Schaffung eines Gemein­
schaftskodexes für Humanarzneimittel (ABl. L 311, S. 67) — 
Großhandel mit Arzneimitteln — Voraussetzungen für die Er­
teilung der Genehmigung für den Großhandel mit Arzneimitteln 

— Nationale Rechtsvorschriften, die den Großhandel mit Arz­
neimitteln durch Apotheker und Personen, die zur Abgabe von 
Arzneimitteln an die Öffentlichkeit ermächtigt oder befugt sind, 
von der Genehmigung abhängig machen, die von Großhändlern 
verlangt wird — Zulässigkeit 

Tenor 

1. Art. 77 Abs. 2 der Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 6. November 2001 zur Schaffung 
eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel in der durch 
die Richtlinie 2009/120/EG der Kommission vom 14. September 
2009 geänderten Fassung ist in dem Sinne auszulegen, dass das 
Erfordernis einer Genehmigung für den Großhandel mit Arznei­
mitteln für Apotheker gilt, die als natürliche Personen nach dem 
nationalen Recht befugt sind, auch eine Tätigkeit als Arzneimittel­
großhändler auszuüben. 

2. Ein Apotheker, der nach dem nationalen Recht befugt ist, auch 
eine Tätigkeit als Arzneimittelgroßhändler auszuüben, muss sämt­
lichen Anforderungen genügen, die die Antragsteller und die In­
haber einer Genehmigung für den Arzneimittelgroßhandel gemäß 
den Art. 79 bis 82 der Richtlinie 2001/83 in der durch die 
Richtlinie 2009/120 geänderten Fassung erfüllen müssen. 

3. Diese Auslegung kann für sich allein, unabhängig von einem 
Mitgliedstaat erlassenen Rechtsvorschriften nicht die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit eines Apothekers, der ohne entsprechende Ge­
nehmigung eine Tätigkeit als Arzneimittelgroßhändler ausgeübt 
hat, begründen oder verschärfen. 

( 1 ) ABl. C 80 vom 12.3.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 28. Juni 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 

— Deutschland) — Markus Geltl/Daimler AG 

(Rechtssache C-19/11) ( 1 ) 

(Richtlinien 2003/6/EG und 2003/124/EG — Insider-Infor­
mation — Begriff „präzise Information“ — Zwischenschritte 
eines zeitlich gestreckten Vorgangs — Reihe von Umständen 
oder Ereignis, von deren künftiger Existenz oder dessen künf­
tigem Eintritt man mit hinreichender Wahrscheinlichkeit aus­
gehen kann — Auslegung des Begriffs „mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit ausgehen kann“ — Veröffentlichung von 
Informationen über den Wechsel des Vorstandsvorsitzenden 

einer Gesellschaft) 

(2012/C 258/08) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Markus Geltl 

Beklagte: Daimler AG 

Beteiligte: Lothar Meier u. a. 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Aus­
legung von Art. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2003/6/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 über 
Insider-Geschäfte und Marktmanipulation (ABl. L 96, S. 16) 
und von Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie 2003/124/EG der Kom­
mission vom 22. Dezember 2003 zur Durchführung der Richt­
linie 2003/6/EG (ABl. L 339, S. 70) — Auslegung des Begriffs 
der Insider-Information — Ausscheiden auf eigenen Wunsch 
des Vorstandsvorsitzenden einer Aktiengesellschaft — Etwaige 
Berücksichtigung verschiedener vor dem fraglichen Ereignis lie­
gender Beratungen und Schritte bei der Beurteilung dessen, ob 
eine solche Information präzise ist 

Tenor 

1. Art. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 28. Januar 2003 über Insider-Ge­
schäfte und Marktmanipulation (Marktmissbrauch) und Art. 1 
Abs. 1 der Richtlinie 2003/124/EG der Kommission vom 22. 
Dezember 2003 zur Durchführung der Richtlinie 2003/6 betref­
fend die Begriffsbestimmung und die Veröffentlichung von Insider- 
Informationen und die Begriffsbestimmung der Marktmanipulation 
sind dahin auszulegen, dass bei einem zeitlich gestreckten Vorgang, 
bei dem ein bestimmter Umstand verwirklicht oder ein bestimmtes 
Ereignis herbeigeführt werden soll, nicht nur dieser Umstand oder 
dieses Ereignis präzise Informationen im Sinne der genannten 
Bestimmungen sein können, sondern auch die mit der Verwirk­
lichung des Umstands oder Ereignisses verknüpften Zwischen­
schritte dieses Vorgangs. 

2. Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie 2003/124 ist dahin auszulegen, 
dass die Wendung „eine Reihe von Umständen …, … bei denen 
man mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon ausgehen kann, 
dass sie in Zukunft existieren werden, oder ein Ereignis, das … 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit in Zukunft eintreten wird“, 
auf künftige Umstände oder Ereignisse abzielt, bei denen eine 
umfassende Würdigung der bereits verfügbaren Anhaltspunkte er­
gibt, dass tatsächlich erwartet werden kann, dass sie in Zukunft 
existieren oder eintreten werden. Dagegen ist diese Wendung nicht 
dahin auszulegen, dass das Ausmaß der Auswirkung dieser Reihe 
von Umständen oder dieses Ereignisses auf den Kurs der betref­
fenden Finanzinstrumente berücksichtigt werden muss. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 9.4.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 28. Juni 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Arbeitsgerichts 
Ludwigshafen am Rhein — Deutschland) — Georges Erny/ 

Daimler AG — Werk Wörth 

(Rechtssache C-172/11) ( 1 ) 

(Freizügigkeit der Arbeitnehmer — Art. 45 AEUV — 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 — Art. 7 Abs. 4 — Dis­
kriminierungsverbot — Aufstockung des Arbeitsentgelts der 
in Altersteilzeitarbeit beschäftigten Arbeitnehmer — Grenz­
gänger, die im Wohnsitzmitgliedstaat der Einkommensteuer 
unterliegen — Fiktive Berücksichtigung der Lohnsteuer des 

Beschäftigungsmitgliedstaats) 

(2012/C 258/09) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Arbeitsgericht Ludwigshafen am Rhein 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Georges Erny 

Beklagte: Daimler AG — Werk Wörth 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Arbeitsgericht Ludwigshafen 
am Rhein, Auswärtige Kammern Landau — Auslegung von 
Art. 45 AEUV und Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Frei­
zügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (ABl. 
L 257, S. 2) — Aufstockungsbetrag zur Vergütung, der den 
Arbeitnehmern im Rahmen einer Altersteilzeitregelung gezahlt 
wird — Ungünstigere Behandlung der Grenzgänger, die nur im 
Ansässigkeitsstaat der Einkommensteuer unterliegen, infolge der 
Berücksichtigung der theoretisch im Anstellungsstaat geschulde­
ten Lohnsteuer bei der Berechnung dieses Aufstockungsbetrags 

Tenor 

Art. 45 AEUV und Art. 7 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügig­
keit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft stehen Bestimmun­
gen in Tarif- und Einzelarbeitsverträgen entgegen, nach denen bei der 
Berechnung eines vom Arbeitnehmer im Rahmen einer Regelung über 
die Altersteilzeit gezahlten Aufstockungsbetrags wie des im Ausgangs­
rechtsstreit in Rede stehenden die vom Arbeitnehmer im Beschäfti­
gungsmitgliedstaat geschuldete Lohnsteuer bei der Bestimmung der 
Bemessungsgrundlage für diesen Aufstockungsbetrag fiktiv abgezogen 
wird, obwohl nach einem Besteuerungsabkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerungen Besoldungen, Löhne und vergleichbare Entgelte, 
die Arbeitnehmern gezahlt werden, die nicht im Beschäftigungsmit­
gliedstaat wohnen, in deren Wohnsitzmitgliedstaat besteuert werden.
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